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Willkommenskultur war gestern – Abschreckung und 
Isolierung sind das neue Programm der Bundesregierung

Frühjahrskonferenz der Landesflüchtlingsräte in Magdeburg

Die Frühjahrskonferenz der Landesflüchtlingsräte, welche am Donnerstag 
und Freitag in Magdeburg stattfindet, wendet sich entschieden gegen die 
massiven Verschärfungen im Asyl- und Aufenthaltsrecht, die CDU/CSU und 
SPD im Koalitionsvertrag für die kommende Legislaturperiode beschlossen 
haben. „Die flüchtlingspolitischen Ziele der neuen Bundesregierung lassen 
sich mit drei Begriffen zusammenfassen: Ausgrenzung, Kasernierung und 
Abschreckung“ erklärte Stefanie Mürbe vom Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt 
in Magdeburg.

Die Pläne für die so genannten AnKER-Zentren sehen vor, dass 
Asylsuchende bis zu 18 Monate lang in zentralen Großlagern kaserniert 
werden sollen. Die staatlich verordnete Isolation soll offenbar die 
Integration der Betroffenen in hohem Maße verhindern und will 
stattdessen die Aufenthaltsbeendigung als zentrales Anliegen staatlicher 
Flüchtlingspolitik ausweisen. Dieser Umgang mit dem Anliegen von 
Verfolgten und Schutzsuchenden stellt einen massiven Eingriff in die 
Grund- und Menschenrechte dar und hat gesellschaftlich nicht absehbare 
und negative Folgen. Dies gilt auch für die einmal mehr 
grundgesetzwidrige und durch sogenannte humanitäre Kontingente 
kaschierte faktische Aussetzung des Familiennachzugs für subsidiär 
Geschützte. „Der Koalitionsvertrag liest sich in großen Teilen wie ein 
Rückgriff auf die Mottenkiste der 1990er Jahre – all die 
integrationspolitischen Fehler von damals werden jetzt wiederholt,“ fügt 
Timmo Scherenberg vom Flüchtlingsrat Hessen hinzu. 

Diese Desintegrationspolitik ist auch ein Schlag ins Gesicht für all 
diejenigen, die sich vor Ort für das gelingende Ankommen der Flüchtlinge 
einsetzen. 

Gleichzeitig beobachten die Flüchtlingsräte, dass die Hemmschwelle, auch
in Krisen- und Kriegsgebiete abzuschieben, sinkt, und die 
Abschiebungspraxis immer restriktiver wird. Es wird in vielen Fällen keine 
Rücksicht mehr auf den Schutz von Ehe und Familie, den gesundheitlichen 
Zustand oder andere persönliche Härtefälle genommen. 



Bund und Länder haben sich nicht nur auf eine Intensivierung der 
Abschiebung von im Asylverfahren gescheiterten Flüchtlingen verständigt. 
Mehr Abschiebungsgefängnisse und eine drastische Steigerung von 
Widerrufverfahren gehören zu den Instrumenten dieser Politik. 

Die flüchtlingspolitischen Konzepte erwecken den Eindruck, als hätte die 
AfD daran mitgeschrieben. Die Landesflüchtlingsräte fordern die 
konsequente Rückkehr zu einer menschenrechtsbasierten 
Flüchtlingspolitik. 
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